
Aufgrund des § 10 BauGB sowie nach § 86 der Landesbauordnung wird nach Beschlussfassung durch der Gemeindevertretung vom .................. folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 5 „Wohngebiet
Voßkoppel" für das Gebiet nördlich „Mühlenkamp“, östlich „Mühlenweg“, südlich der Voßkoppel und westlich der Wiesenhofskoppel, Parzellen Gemarkung Nienborstel, Flur 5, Flurstück 102/10, 102/13 und tlw.
154/6, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen.

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), die zuletzt am 12.8.2025 (BGBl. I Nr. 176 S. 1, 6) geändert worden ist.
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1. Art der baulichen Nutzung
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB §§ 1 bis 11 BauNVO)

WA

Allgemeine Wohngebiete

2. Maß der baulichen Nutzung
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Grundflächenzahl oder GRZ mit Dezimalzahl

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß römische Ziffer

Firsthöhe als Höchstmaß in Metern

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

4. Verkehrsflächen
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
hier: Geh- und Radweg (links) und Gehweg (rechts)

I. Festsetzungen gem. § 9 BauGB und BauNVO

FH 11,5

III

GRZ 0,3

E
nur Einzelhäuser zulässig

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
hier: öffentlicher Parkplatz

6. Grünflächen
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Grünfläche

7. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
mit Kennziffer (1) und (2) (Teil B - Text 7.1)

8. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Anwohner und
Ver- und Entsorger zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB) (Teil B - Text 5)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern
(Teil B - Text 8.2)

Zweckbestimmung Regenrückhaltebecken (Teil B - Text 6.2)

5. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie für
Ablagerungen; Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel
entgegenwirken
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Versorgungsfläche Abwasser und Elektrizität

(1),(2)

Höhenbezugspunkt für Höhenfestsetzungen
hier: Schachtdeckel 33,0 m üNHN
(Teil B - Text 2.1)

33,0
über NHN

Private Grünfläche

6. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des
Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft und die Regelung
des Wasserabflusses

Zweckbestimmung Versickerungsfläche
hier: Flächen auf denen das Regenwasser zu versickern ist (Teil B - Text 6.1)V

R

Gebäudebestand

Flurstücksgrenze

Flurstücksnummer

Baumbestand

II. Darstellungen ohne Normcharakter B. Festsetzungen zur Grünordnung

7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.1 Knickschutz

7.1.1 Maßnahmenfläche (1) - Knickschutz

Die in der Planzeichnung festgesetzte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (Maßnahmenfläche) mit der Ziffer (1) dient der
Erhaltung des vorhandenen, gemäß § 21 LNatSchG gesetzlich geschützten Knicks sowie der
Schaffung eines vorgelagerten Schutzstreifens. Der Knick ist zu erhalten und einer fachgerechten
Pflege zu unterziehen durch ein Auf-den-Stock-setzen in Zeitabständen von mindestens 10 und
maximal 15 Jahren.

Die Maßnahmenfläche (1) ist gegenüber den Wohngebieten durch einen mind. 1,5 m hohen Zaun
an der Außenseite des Wohngebiets abzuzäunen.

Innerhalb der Maßnahmenfläche (1) dürfen keine Pflanzungen und keine Ansaaten vorgenommen
und weder Pflanzenschutzmittel noch Düngemittel jedweder Art dürfen ausgebracht werden.
Bauliche Anlagen, Abgrabungen und Aufschüttungen sind unzulässig. Leitungsverlegungen sind
nur unter Anwendung der DIN 18920:2014-07 zulässig.

7.1.2 Maßnahmenfläche (2) - Schutz der Wall- und Gehölzstruktur

Die in der Planzeichnung festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit der Ziffer (2) dienen der Erhaltung der Wall- und
Gehölzstruktur des bisher gemäß § 21 LNatSchG gesetzlich geschützten und nunmehr zu
entwidmenden Knicks sowie der Schaffung vorgelagerter Schutzstreifen.

Die Gehölze der entwidmeten Knickstrecken sind zu erhalten und Lücken von mehr als 10 % der
Grundstücksseitenlänge sind durch eine 2-reihige Pflanzung von Laubgehölzarten der regionalen
Knicks so zu schließen, dass eine zusammenhängende Gehölzreihe erhalten bzw. hergestellt
wird. Andere Pflanzungen und Ansaaten sowie bauliche Anlagen, Abgrabungen oder
Aufschüttungen sind unzulässig.

Zur Pflanzung geeignete Laubgehölzarten der regionalen Knicks sind:

Stieleiche (Quercus robur), Feldahorn (Acer campestre), Hasel (Corylus avellana), Pfaffenhütchen
(Euonymus europaeus), Gemeine Traubenkirsche, (Prunus padus), Hundsrose (Rosa canina),
Filzrose (Rosa tomentosa), Gemeiner Schneeball (Viburnum  opulus), Eingriffliger Weißdorn
(Crataegus monogyna), Schlehe (Prunus spinosa),  Holzapfel (Malus sylvestris), Gemeine
Holzbirne (Pyrus communis), Kornelkirsche (Cornus mas), Salweide (Salix caprea), Hainbuche
(Carpinus betulus), Schwarzer Holunder (Sambucus nigra), Rotbuche (Fagus sylvatica),
Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea).

7.1.3 Maßnahmenflächen (1) und (2) - Schutzstreifen

Die Knickschutzstreifen bzw. Gehölzschutzstreifen innerhalb der Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit den Ziffern (1) und (2)
sind der Entwicklung eines extensiven Wiesenstreifens zu überlassen und 1x/Jahr nach dem 1.
August durch eine Mahd zu pflegen, sodass sich eine artenreiche Gras- und Krautvegetation
einstellen kann und zugleich Gehölzaufwuchs unterbunden wird. Zur Durchführung der Mahd und
der fachgerechten Knick- bzw. Gehölzpflege dürfen die Schutzstreifen für Pflegemaßnahmen
befahren werden.

7.2 Schutz von Einzelbäumen

Einzelbäume mit Stammdurchmessern von mind. 0,6 m bzw. mind. 2,0 m Stammumfang sind als
Großbäume zu erhalten. Sie unterliegen auch nicht der Knickpflege.

7.3 Artenschutz

Für Außenleuchten sind ausschließlich insektenschonende, vollständig eingekofferte
LED-Leuchten mit warmweißem Licht zu verwenden. Zulässig sind auch
Natriumdampfhochdrucklampen und Natriumdampfniederdrucklampen. Der Lichtstrom ist nach
unten auszurichten, die Beleuchtung der Maßnahmenflächen (1) und (2) unzulässig.

8. Anpflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

8.1 Baumpflanzungen auf Privatgrundstücken

Auf den privaten Grundstücken ist pro angefangene 500 m² Grundstücksfläche ein Laubbaum mit
einer Pflanzgröße von 14 - 16 cm Stammumfang in 3 x verpflanzter Baumschulqualität, auf einer
jeweils mindestens 12 m² großen, offenen Vegetationsfläche zu pflanzen und dauerhaft zu
erhalten. Abgänge sind durch Ersatzpflanzungen auf demselben Grundstück zu ergänzen.

Bei Pflanzung von Obstbäumen dürfen abweichend von den zuvor genannten Qualitäten auch
Gehölze der Pflanzgröße 10 - 12 cm Stammumfang als 2 x verpflanzte Hochstämme gepflanzt
werden. Kopfbäume und Kugelformen dürfen nicht verwendet werden.

Die gemäß Teil B - Text 8.3 zu pflanzenden Bäume dürfen angerechnet werden.

8.2 Heckenpflanzungen auf privaten Grünflächen

Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Sträuchern ist eine mind.
1,50 m hohe Laubgehölzhecke auf einem mind. 3,0 m breiten offenen Vegetationsstreifen zu
pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Gehölze sind durch entsprechende
Neupflanzungen an Ort und Stelle zu ersetzen.

Bestandsgehölze können erhalten und in die Laubgehölzhecken integriert werden.

8.3 Begrünung von Stellplatzanlagen - Bäume

Im WA 1 sind private, offene Pkw-Stellplatzanlagen je angefangene 4 Stellplätze mit einem
Laubbaum zu bepflanzen und zu unterhalten. Der Stammumfang der Bäume muss in 1 m Höhe
mindestens 14 cm betragen. Je Baum ist eine unversiegelte Vegetationsfläche von mind. 12 m²
Größe vorzusehen, die gegen Überfahren mit Fahrzeugen geschützt ist. Bäume auf Grüninseln an
Fahrwegen oder Stellplätzen sind mit einem Anfahrschutz zu versehen.

8.4 Begrünung von Stellplatzanlagen - Hecken

Im WA 1 sind private, offene Pkw-Stellplatzanlagen ab 4 Stellplätzen durch einreihige
Schnittheckenpflanzungen (Bedarf 3-4 Pflanzen/ lfd. m) aus Laubgehölzen (Höhe 70 - 100 cm)
dicht einzugrünen; die Anpflanzung ist dauerhaft zu erhalten.

Im Bereich von Sichtfeldern (Ein- und Ausfahrten) und ggf. auf Strecken mit Ver- und
Entsorgungsleitungen kann von der Festsetzung abgewichen werden.

8.5 Baumpflanzungen in öffentlichen Verkehrsflächen

Im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen sind mindestens 10 Hochstammlaubbäume mit einem
Stammumfang von mindestens 18 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Im Wurzelbereich
eines jeden Laubbaumes ist eine offene Vegetationsfläche mit einem durchwurzelbaren Raum von
mindestens 12 m³ (Mindestbreite von 2,00 m, Mindesttiefe 1,50 m) vorzuhalten und dauerhaft zu
begrünen. Die Vegetationsflächen sind gegen ein Befahren mit Fahrzeugen zu sichern.

8.6 Umsetzungszeit und Artenwahl der Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die im B-Plan festgesetzten Pflanzgebote für die Wohnbaugrundstücke sind innerhalb der ersten
Pflanzperiode nach der Aufnahme der Nutzung eines Bauvorhabens auf dem Baugrundstück
herzurichten. Die Pflanzgebote für den öffentlichen Verkehrsraum sind spätestens innerhalb von 1
Jahr nach Fertigstellung der Erschließungsstraße umzusetzen.

Bei Abgang einer durch diesen Bebauungsplan geschützten Bepflanzung (auch bei Abgang
herzustellender Pflanzungen), ist diese innerhalb der ersten Pflanzperiode nach Abgang zu
ersetzen.

Für die im B-Plan festgesetzten Pflanzgebote sind ausschließlich standortgerechte Gehölze zu
verwenden. Kirschlorbeersträucher, Thuja und Scheinzypressen sind unzulässig.
Es wird die Pflanzung von unterschiedlichen Arten aus der Pflanzliste unter D. empfohlen.

9. Dachbegrünung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

In allen Allgemeinen Wohngebieten sind die Dächer von Carports und Garagen mit einem
mindestens 12 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

Hinweis: Es sollten nur Substrate verwendet werden, die keinen Nährstoffüberschuss enthalten
und die keine Schadstoffe freisetzen.
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A. Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 6 BauNVO)

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 und WA 3 sind die in § 4 Abs. 3 Nr. 4 und Nr. 5
BauNVO genannten Ausnahmen (Gartenbaubetriebe und Tankstellen mit Ausnahme von
Stromtankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 BauGB und §§ 16 u. 18 BauNVO)

2.1 Sockelhöhe

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2 und WA 3 darf die Oberkante Fertigfußboden
(= Sockelhöhe) maximal 50 cm betragen, gemessen ab dem in Teil A - Planzeichnung
festgesetzten Höhenbezugspunkt (Schachtdeckel 33,1 m üNHN). Gemessen wird mittig im
Gebäude.

2.2 Firsthöhe

Die Firsthöhe ist in Teil A - Planzeichnung festgesetzt.
Als Firsthöhe gilt der senkrechte Abstand zwischen der Oberkante Fertigfußboden (= Sockelhöhe)
und dem höchsten Punkt des Dachfirstes.

2.3 Ausnahmen von der Firsthöhe

Die Errichtung von Anlagen für die Nutzung des Sonnenlichts ist innerhalb der Allgemeinen
Wohngebiete WA 1, WA 2 und WA 3 allgemein zulässig, wobei die in Teil A - Planzeichnung
festgesetzte Firsthöhe für diesen Nutzungszweck um bis zu 1,5 m überschritten werden darf.

Unzumutbare Belästigungen der Nachbarn durch Spiegelungen/Blendungen sind gem. § 15
BauNVO auszuschließen.

3. Anzahl der Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

In den allgemeinen Wohngebieten WA 2 und WA 3 sind maximal 2 Wohneinheiten je
Wohngebäude zulässig.

4. Stellplätze, Carports und Garagen, Nebenanlagen
(§ 12 Abs. 6 BauNVO; § 14 Abs. 1 BauGB)

Nebenanlagen, Garagen und Carports müssen entlang öffentlicher Verkehrsflächen einen Abstand
von 3,0 m einhalten. Die Festsetzung gilt nicht für Einfriedungen, Erd- oder Steinwälle
(Friesenwälle) und Stellplätze. Diese Anlagen dürfen jedoch die Leichtigkeit des Verkehrs auf der
Planstraße nicht beinträchtigen.

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die mit Geh- Fahr- und/oder Leitungsrechten zu belastenden Flächen dürfen entlang der
Planstraße verschoben und ihrer tatsächlichen Ausformung geringfügig angepasst werden.

6. Festsetzungen zur Wasserwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und 20 BauGB)

6.1 Versickerung auf dem Grundstück

Innerhalb der in Teil A - Planzeichnung festgesetzten Flächen für die Wasserwirtschaft mit der
Zweckbestimmung Versickerung ist das anfallende Regenwasser auf den Grundstücken zu
versickern. Die Speicher- und Versickerungseinrichtungen sind nach dem aktuellen Stand der
Technik (DWA-Arbeitsblatt A-138) zu bemessen und so zu planen, zu errichten und dauerhaft in
betriebsbereitem Zustand zu halten, dass bei Berücksichtigung eines
Niederschlags-Wiederkehrintervalls „T“ von 5 Jahren kein Oberflächenwasser von diesen Flächen
abfließt.

6.2 Regenrückhaltebecken

Innerhalb der Fläche für die Wasserwirtschaft mit der Zweckbestimmung „Regenrückhaltebecken“
darf ein Regenrückhaltebecken angelegt werden. Dieses darf zur Sicherstellung der technischen
Funktion regelmäßig unterhalten und gepflegt werden. Eine Einzäunung von Teilbereichen dieses
Retentionsraumes einschließlich Toranlagen ist zulässig.

Pflanzungen und Ansaaten sowie Pflanzenschutzmittel und Düngemittel jedweder Art sind
innerhalb der Fläche für die Wasserwirtschaft mit der Zweckbestimmung „Regenrückhaltebecken“
unzulässig.

Abweichend von Absatz 2 darf innerhalb der Fläche für die Wasserwirtschaft mit der
Zweckbestimmung „Regenrückhaltebecken“ im Zuge der Erstherstellung eine Einsaat des
Rückhalteraums mit einer geeigneten regionalen Saatgutmischung erfolgen zur Minimierung des
Risikos von Bodenabschwemmungen.

6.3 Absenkung des Grundwassers

Drainagen oder sonstige bauliche und technische Maßnahmen, die zu einer dauerhaften
Absenkung des vegetationsverfügbaren Grundwassers führen, sind unzulässig. Kurzfristig
erforderliche Grundwasserabsenkungen sind nur während der Vegetationsperiode (15.03. bis
30.09.) zulässig, wenn durch geeignete Maßnahmen Schäden der benachbarten Vegetation
ausgeschlossen werden.

6.4 Verdichtung des Bodens

Im Plangebiet ist die Durchlässigkeit des Bodens nach baubedingter Verdichtung auf allen nicht
versiegelten Flächen wieder herzustellen.

6.5 Offener Aufbau

Ebenerdige, nicht überdachte private Stellplätze und Erschließungsflächen sind im wasser- und
luftdurchlässigen Aufbau herzustellen.

Hinweis: Zulässig sind beispielsweise Pflasterungen mit Rasenfugen, Schotterrasen,
Rasengitterbelägen etc.

C. Örtliche Bauvorschriften gem. § 86 LBO

10. Einfriedungen

10.1 Art und Höhe der Einfriedungen (§ 86 LBO Sch.-H., § 1 Abs. 9 Nr. 25 a)

Entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind folgende Einfriedungen zulässig:

(a) Laubgehölzhecken min. 0,5 m entfernt von der Grundstücksgrenze in einer Höhe von mind.
1,0 m auf einem mindestens 1,5 m breiten offenen Vegetationsstreifen. Grundstücksseitig
sind lichtdurchlässige Zäune (nur) zwischen Hecke und Haus zulässig. Die Heckenhöhe hat
mindestens der Zaunhöhe zu entsprechen.

(b) Zudem sind anstatt der Hecken auch bepflanzte (Friesen-)Wälle mit einer Maximalhöhe von
1,0 m für den Wall zulässig oder

(c) eine dichte Berankung von mind. 1,0 m hohen lichtdurchlässigen Zäunen mit mindestens 1
Kletter- oder Schlingpflanze pro laufendem Meter auf einem mindestens 1,5 m breiten offenen
Vegetationsstreifen.

In den Sichtdreiecken von privaten Grundstücksein- und -ausfahrten dürfen die Einfriedungen
gem. den Absätzen (a) und (c) niedriger als 1,0 m sein.

In den Sichtdreiecken von öffentlichen Verkehrsflächen sind Einfriedungen abweichend von den
Absätzen (a), (b) und (c) auf max. 0,8 m Höhe zu beschränken.

Die jeweiligen Höhen werden gemessen ab der Fahrbahnoberkante der öffentlichen
Verkehrsfläche vor der Einfriedung (in Fahrbahnmitte).

Es gilt Festsetzung 8.6 (Umsetzungszeit und Artenwahl der Pflanzgebote).

10.2 Tierschutzfreundliche Zäune (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Zäune sind so zu gestalten, dass für kleine Säugetiere die Möglichkeit des Durchquerens
bestehen bleibt (z. B. durch einen entsprechenden Abstand zum Boden).

11.  Eingrünung von Abfallbehältern

Von den öffentlichen Verkehrsflächen einsehbare Müllboxen, Müllsammelbehälter und Standorte
für Recyclingbehälter sind in voller Höhe entweder durch Hecken einzugrünen, mit berankten
Pergolen zu überspannen oder mit begrünten Zäunen zu umgeben.

12. Begrünung der unversiegelten Grundstücksanteile

Der nicht überbaute bzw. versiegelte Grundstücksanteil der Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA
2 und WA 3, (mind. 55 % im WA 1 und mind. 62,5% im WA 2 und WA 3) ist als Vegetationsschicht
anzulegen und zu begrünen (beispielsweise mit insektenfreundlichen Wiesenmischungen,
standortgerechten Gehölzen, Rasen etc.).

Gestaltungsvarianten mit Stein, Kies, Farbscherben, Schotter oder anderen Granulaten sind damit
unzulässig.

13. Stellplätzen und Stellplatzanlagen

Im Allgemeinen Wohngebiet sind herzustellen:

Bei Gebäuden mit bis zu Wohneinheiten:
mind. 2 Pkw-Stellplätze je Wohneinheit;

Bei Gebäuden mit mehr als zwei Wohneinheiten:
mind. 1 Pkw-Stellplatz je Wohneinheit und
mind. 2 barrierefreie und erreichbare Fahrradstellplätze je Wohneinheit.

D. Hinweise, nachrichtliche Übernahmen

Zugrundeliegende Vorschriften
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlass und
DIN-Vorschriften) können im Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, eingesehen
werden.

Artenschutz
Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG dürfen alle Arbeiten an
Gehölzen und die Baufeldräumung gem. § 39 Abs. 5 BNatSchG nur außerhalb der Schutzzeit, d.
h. nur zwischen dem 01.10. und dem letzten Tag des Februars eines Jahres, ausgeführt werden.
Arbeiten an Gehölzen mit potenziellen Fledermaussommerquartieren sind nur im Zeitraum
zwischen dem 1. Dezember und dem letzten Tag des Februars des Folgejahres und der geplante
Gebäudeabriss im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum letzten Tag des Februars des Folgejahres
zulässig, wenn hierdurch keine Quartiere von Fledermäusen beeinträchtigt werden.

Abweichungen von den genannten Zeiträumen und sonstigen Maßnahmen bedürfen der
Zustimmung der unteren Naturschutzbehörde.

Schutz von Bäumen
Bei Bautätigkeiten gelten die DIN 18920:2014-07 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und
Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" und die R SBB „Richtlinien zum Schutz von Bäumen und
Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen“ sowie die ZTV-Baumpflege (2017): Zusätzliche
technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege. 6. Auflage,
Forschungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau, Bonn, 82 S.

Für die Verlegung von Leitungen bzw. für den Neubau von unterirdischen Leitungen sowie
Änderungen im Bestand ist ergänzend das Merkblatt DWA-M 162, "Bäume, unterirdische
Leitungen und Kanäle", Februar 2013, zu berücksichtigen.

Pflanzliste geeigneter, standortgerechter, vorwiegend einheimischer Gehölzarten

Bäume:
Spitz-Ahorn in Sorten (Acer platanoides )
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
Rotbuche (Fagus sylvatica)
Gewöhnliche Esche (Fraxinus excelsior)
Eiche (Quercus in Arten)
Linde (Tilia cordata)
Hainbuche (Carpinus betulus)

Sträucher:
Feldahorn (Acer campestre)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Hasel (Corylus avellana)
Weißdorn (Crataegus monogyna)
Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)
Gemeine Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
Holzapfel (Malus sylvestris)
Hundsrose (Rosa canina)
Schlehe (Prunus spinosa)
Gemeine Holzbirne (Pyrus communis)
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Vogelbeere (Sorbus aucuparia)
Schneeball (Viburnum opulus)

Kletterpflanzen:
Waldrebe (Clematis alpina)
Gewöhnliche Waldrebe (Clematis vitalba)
Efeu (Hedera helix)
Gewöhnlicher Hopfen (Humulus lupulus)
Echtes Geißblatt (Lonicera caprifolium)
Wald-Geißblatt (Lonicera periclymenum)
Wilder Wein (Parthenocissus quinquefolia)

Ordnungswidrigkeiten
Gemäß § 84 Abs. 1 Landesbauordnung (LBO SH) handelt ordnungswidrig, wer den örtlichen
Bauvorschriften zuwiderhandelt. Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 84 Abs. 3 LBO mit einer
Geldbuße bis zu 500.000 € geahndet werden.

1.
Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom ................. . Die
ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte am ................. durch
Abdruck im Amtsblatt des Amtes Mittelholstein. Die Bekanntmachung wurde unter
https://www.amt-mittelholstein.de ins Internet eingestellt.

2.
Die frühzeitige Unterrichtung und Erörterung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde
am ................. durchgeführt.

3.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein
können, wurden gemäß § 4 Abs. 1 BauGB am ................. unterrichtet und zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert.

4.
Die Gemeindevertretung hat am ................. den Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung
beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

5.
Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B), sowie die Begründung und die der Gemeinde bereits vorliegenden umweltbezogenen
Stellungnahmen standen in der Zeit vom ................. bis einschließlich zum ................. nach § 3
Abs. 2 BauGB im Internet unter „www.amt-mittelholstein.de/leben-arbeiten/
bauen-wohnen/aktuelle-bauleitplanung“ zur Einsichtnahme bereit. Die gem. § 3 Abs. 2 BauGB
zu veröffentlichenden Unterlagen lagen zusätzlich während der Dienststunden und nach
Vereinbarung im Amtsgebäude des Amtes Mittelholstein öffentlich aus. Die Veröffentlichung
wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Veröffentlichungsfrist von allen
Interessierten elektronisch, bei Bedarf aber auch schriftlich oder zur Niederschrift, abgegeben
werden können, durch Abdruck im Amtsblatt des Amtes Mittelholstein am ................. ortsüblich
bekannt gemacht. Die Bekanntmachung wurde unter dem vorgenannten Link ins Internet
eingestellt.

6.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein
können, wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB am ................. zur Abgabe einer Stellungnahme
aufgefordert.

Nienborstel, den ..................................

Der Bürgermeister

7.
Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange am ................. geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Nienborstel, den ..................................

Der Bürgermeister

8.
Die Gemeindevertretung hat den Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B) am ................. als Satzung beschlossen und die Begründung durch
Beschluss gebilligt.

Nienborstel, den ..................................

Der Bürgermeister

9.
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),
wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

Nienborstel, den ..................................

Der Bürgermeister

10.
Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und
-bezeichnungen sowie Gebäude in den Planunterlagen enthalten und maßstabsgerecht
dargestellt sind.

................. , ..................................

Öffentl. best. Vermessungsingenieur

11.
Der Beschluss der Bebauungsplansatzung durch die Gemeindevertretung sowie die
Internetadresse der Gemeinde und die Stelle, bei der der Plan mit Begründung und
zusammenfassender Erklärung auf Dauer während der Dienststunden von jedermann
eingesehen werden kann und die über den Inhalt Auskunft erteilt,

sind am .................................. ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist
auf die Möglichkeit, einer Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln
der Abwägung einschließlich der sich ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie
auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser
Ansprüche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO
(Gemeindeordnung) wurde ebenfalls hingewiesen. Nach § 215 Abs. 1 S. 1 BauGB werden
unbeachtlich:

1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber
der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB über
die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe durch diesen
Bebauungsplan in eine bisher zulässige Nutzung und über das Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. Ist die Bebauungsplansatzung unter Verletzung
von Verfahrens- oder Formvorschriften über die Ausfertigung und Bekanntmachung oder von
Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung zustande gekommen, so ist gemäß §
4 Abs. 3 S. 1 GO die Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres
seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung der verletzten
Vorschrift und der Tatsache, die die Verletzung ergibt, geltend gemacht worden ist.

Die Satzung ist mithin am .......................... in Kraft getreten.

Nienborstel, den ..................................

Der Bürgermeister

Satzung der Gemeinde Nienborstel über den Bebauungsplan Nr. 5 "Wohngebiet Voßkoppel"
für das Gebiet nördlich „Mühlenkamp“, östlich „Mühlenweg“, südlich der Voßkoppel und westlich der Wiesenhofskoppel,
Parzellen Gemarkung Nienborstel, Flur 5, Flurstück 102/10, 102/13 und tlw. 154/6

Verfahrensvermerke

Teil B - Text -

Zeichenerklärung

Teil A - Planzeichnung -
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